Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 970 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Strafgesetzbuches 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Strafgesetzbuch wird wie folgt ergänzt: 

1. Folgender § 299 a wird eingefügt: 

»§ 299 a 

(1) Wer das Fernmeldegeheimnis (Artikel 10 
des Grundgesetzes) verletzt, indem er Gespräche 
oder Mitteilungen, die durch eine öffentlichen 
Zwecken dienende Fernsprechanlage vermittelt 
werden, vorsätzlich abhört, unterbricht oder in 
sonstiger Weise stört, wird mit Gefängnis be- 
straft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 


(3) Wer Gespräche oder Mitteilungen, die 
durch eine öffentlichen Zwecken dienende Fern- 
sprechanlage vermittelt werden, abhört, um den 
Inhalt Dritten mitzuteilen oder in sonstiger 
Weise zu verwerten, wird mit Gefängnis nicht 
unter sechs Monaten bestraft." 

2. In § 355 Abs. 2 werden der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und die Worte angefügt: 

„soweit nicht die Tat nach anderen Vorschriften 
mit schwererer Strafe bedroht ist." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Bonn, den 12. Februar 1963 


Ollenhauer und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



